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	An die Damen und Herren Präsidenten der öffentlichen Sozialhilfezentren 








Datum: 16. März 2011
Rundschreiben über die Automatisierung der Sozialtarife für Strom und Gas
1. Einleitung
Bestimmte Kategorien von Personen, die sich in einer prekären Lage befinden, haben Anspruch auf einen günstigeren Tarif als den allgemeinen Tarif für Gas und/oder Strom. Dieser Tarif, Sozialtarif für Strom und Gas genannt, wird von der Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission auf der Grundlage der niedrigsten kommerziellen Tarife der Strom- und Gaslieferanten festgelegt. Es handelt sich um einen einheitlichen Tarif, den die Energieversorger und Netzbetreiber gewähren müssen.
Anfang 2010 wurde die automatische Zuerkennung des Sozialtarifs vom Föderalen Öffentlichen Dienst Wirtschaft
 durchgeführt. Vorher war eine Papierbescheinigung notwendig; heute wird der Sozialtarif normalerweise automatisch dem Berechtigten von den Energieversorgern und Netzbetreibern genehmigt.
Ziel dieses Rundschreibens ist es, die ÖSHZ über die Prinzipien dieser automatischen Zuerkennung zu unterrichten. Außerdem sollen in vorliegendem Rundschreiben Richtlinien formuliert werden, damit die Empfänger von Dienstleistungen des ÖSHZ ihre Rechte auf den Sozialtarif für Strom und Gas geltend machen können. 
2. Berechtigten
Vier Kategorien von Personen haben Anspruch auf den Sozialtarif für Strom und Gas.
Zur ersten Gruppe gehören die Empfänger von Dienstleistungen des ÖSHZ. Es handelt sich um Personen oder Haushalte, von denen mindestens eine Person mit demselben Wohnsitz eine der nachstehenden Beihilfen vom ÖSHZ erhält:
· ein Eingliederungseinkommen;

· eine finanzielle Sozialhilfe, die dem Eingliederungseinkommen gleichwertig ist;

· einen Vorschuss auf:

· das garantierte Einkommen für Betagte;

· eine Beihilfe für Personen mit Behinderung;

· eine Beihilfe zur Unterstützung von Betagten.
Zur zweiten Kategorie gehören Personen oder Haushalte, von denen mindestens eine Person mit demselben Wohnsitz eine der nachstehenden Beihilfen vom Föderalen Öffentlichen Dienst Soziale Sicherheit erhält:

· eine Beihilfe als Person mit Behinderung aufgrund einer bleibenden 65%-igen Arbeitsunfähigkeit;
· eine Beihilfe zur Ersetzung des Einkommens;

· eine Eingliederungsbeihilfe;

· eine Beihilfe zur Unterstützung von Betagten;

· eine Beihilfe für die Hilfe einer Drittperson;

· zusätzliche Kinderzulagen für Kinder mit einer körperlichen oder geistigen Unfähigkeit von mindestens 66%.
Zur dritten Gruppe gehören Personen oder Haushalte, von denen mindestens eine Person mit demselben Wohnsitz eine der nachstehenden Beihilfen vom Landespensionsamt erhält:

· eine Beihilfe zur Unterstützung von Betagten;

· eine Einkommensgarantie für Betagte (EGB);

· eine Beihilfe als Person mit Behinderung aufgrund einer bleibenden 65%-igen Arbeitsunfähigkeit (eine zusätzliche Beihilfe oder eine zusätzliche Beihilfe zum garantierten Einkommen);

· eine Beihilfe für die Hilfe einer Drittperson.

Zur vierten Gruppe gehören Sozialmieter, die in einem Appartementhaus wohnen, in dem die Beheizung mit Erdgas durch eine zentrale Heizanlage und die Vermietung der Wohnungen für soziale Zwecke durch eine Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau erfolgen. Der Sozialtarif trifft hier nur auf Erdgas zu.
3. Automatisierung
a. Prinzip
Früher mussten die Personen, die zu einer der vorgenannten Gruppen gehören, dem Energieversorger von sich aus eine Bescheinigung besorgen, um den Sozialtarif genießen zu können.
Anfang 2010 ist diese Zuerkennung vom Föderalen Öffentlichen Dienst Wirtschaft automatisiert worden. Diese automatische Zuerkennung wird somit ermöglicht, indem Datenbanken mit Daten für potentielle Berechtigte und bei den Energieversorgern befindlichen Daten gekreuzt werden. Grundsätzlich besteht kein Grund mehr, eine Bescheinigung auszustellen.
Auch die Datenbanken des ÖPD Sozialeingliederung liefern dem Föderalen Öffentlichen Dienst Wirtschaft (mittels der Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit) Informationen über potentielle Berechtigte.
Änderungen, die an diesen Datenbanken mit potentiellen Berechtigten – deren Identität der FÖD Wirtschaft aufgrund der Daten der Energieversorger hat feststellen können – vorgenommen wurden, werden dem Föderalen Öffentlichen Dienst Wirtschaft am Anfang jedes Quartals (X) mitgeteilt und beziehen sich auf das vorangegangene Quartal (X - 1).
Aufgrund dieser Informationen wird der FÖD Wirtschaft die Energieversorger von diesen Änderungen in Kenntnis setzen. Der Sozialtarif wird also ab dem ersten Tag des Quartals (X - 1) anfangen und am 31. Dezember des Jahres des Quartals (X - 1) enden.
Beispiel: ab dem 1. März 2011 erhält eine Person ein Eingliederungseinkommen vom ÖSHZ. Im April 2011 wird sein/ihr Energieversorger hiervon in Kenntnis gesetzt; letzterer wird den Sozialtarif ab dem 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2011 gewähren, ob die Zahlung des Eingliederungseinkommens vor dem 31. Dezember 2011 beendet wird oder nicht.

b. Problematik
Die Kreuzung der vorerwähnten Datenbanken zeigt technische Beschränkungen auf (die vor allem der Qualität der Daten zuzuschreiben sind). Folglich ist die automatische Gewährung des Sozialtarifs zugunsten von allen potentiellen Berechtigten noch nicht möglich.

Für diejenige Gruppe von Berechtigten, deren Gas- und/oder Stromvertrag nicht automatisch in den Datenbanken der Energieversorger abgefragt werden konnte, ist die Papierbescheinigung weiterhin von Interesse.
Für die ÖSHZ handelt es sich um nachstehende potentielle Berechtigte für das Jahr 2010
. Es zeigt sich, dass ein Drittel der potentiellen Berechtigten nicht automatisch den Sozialtarif genießt.

	Potentielle Berechtigte
	183.400 (100 %)

	Abgefragt bei Kreuzung der Datenbanken
	120.400 (65,6 %)

	Nicht abgefragt bei Kreuzung der Datenbanken
	63.000 (34,4 %)


Auch für die in den verwendeten Datenbanken nicht enthaltenen Gruppen von Berechtigten erweist sich die Papierbescheinigung weiterhin als nützlich. Es handelt sich beispielsweise um Personen, die im System der Sozialhilfe einen Vorschuss auf das garantierte Einkommen für Betagte, eine Beihilfe für Personen mit Behinderung oder eine Beihilfe zur Unterstützung von Betagten erhalten. Da keine Erstattung vom ÖPD vorgesehen ist, enthalten die Datenbanken mit potentiellen Berechtigten auch diese Personen nicht und ist eine automatische Zuerkennung des Sozialtarifs somit ausgeschlossen. Für diese Personen ist die Papierbescheinigung also nützlich, um das Recht auf den Sozialtarif tatsächlich eröffnen zu können.
c. Verfahren
In absehbarer Zukunft wird jedes ÖSHZ imstande sein, das Statut seiner Zulagenempfänger bezüglich der Zuerkennung des Sozialtarifs zu kontrollieren. Dies wird dank einem elektronischen Datenstrom erfolgen, einem Projekt, das zurzeit von dem FÖD Wirtschaft, der Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit, dem ÖPD Sozialeingliederung und FEDICT in Vorbereitung ist. 

Inzwischen gibt es verschiedene Möglichkeiten, um das Statut der Personen zu kontrollieren: Der Föderale Öffentliche Dienst Wirtschaft hat eine Website entworfen, auf der die Bürger selber überprüfen können, ob sie den Sozialtarif genießen: www.Sozialtarif.economie.fgov.be.

Da es sich hier um personenbezogene Daten handelt, ist der Zugriff auf diese Website abgesichert. Diese Daten können mittels des elektronischen Personalausweises und PIN-Codes, mittels eines über die föderale Portalsite (http://www.belgium.be) erhaltenen Bürgertokens oder mittels eines auf der föderalen Portalsite erstellten persönlichen Profils abgefragt werden. Unter Umständen kann das ÖSHZ dem Betreffenden helfen, sein/ihr Statut mittels einer der vorerwähnten Identifizierungsweisen nachzusehen.
Neben den aus dem Nationalregister stammenden personenbezogenen Daten enthält die Website, soweit sie vorhanden sind, Informationen über die Verträge, die im Namen von und am Wohnsitz der Person, die Zugriff auf die Website hat, geschlossen sind. Für die am Wohnsitz der Person abgeschlossenen Gas- und/oder Stromverträge werden die eventuelle Zuerkennung des Sozialtarifs, der Anfang und das Ende dieses gewährten Tarifs, sowie der Zeitpunkt, an dem der FÖD Wirtschaft die Energieversorger vom Anrecht auf den Sozialtarif in Kenntnis gestellt hat, vermerkt.
Schließlich sei darauf hingewiesen, dass, wenn der Sozialtarif zuerkannt worden ist, dies ausdrücklich auf der Kundenrechnung des Betreffenden angegeben ist. Es handelt sich hier somit um eine zusätzliche Überprüfung der eventuellen Zuerkennung des Sozialtarifs.
So wird das ÖSHZ bestimmen können, welche Personen aus der ersten Gruppe den Sozialtarif noch nicht genießen. Denjenigen Personen muss das ÖSHZ noch eine Papierbescheinigung besorgen, die sie ihrem Energieversorger übermitteln müssen.

Im Anhang befindet sich das Muster der Bescheinigung, das von der Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission genehmigt worden ist, und somit von allen Energieversorgern akzeptiert werden muss.

Um eine künftige automatische Datenverarbeitung zu ermöglichen, empfiehlt es sich, die Betreffenden zur Überprüfung/Berichtigung ihrer Vertragsdaten an ihre(n) Energieversorger zu verweisen, sodass die Vertragsdaten mit den Daten auf dem Personalausweis übereinstimmen.

Außerdem sei darauf hingewiesen, dass eine Berichtigung der Energierechnung für einen Zeitraum von höchstens 12 Monaten möglich ist. Zeigt es sich auf der Rechnung, dass ein Fehler begangen worden ist (z.B. keine Zuerkennung des Sozialtarifs, obwohl der Betreffende in den 12 Monaten vor dieser Rechnung ein Eingliederungseinkommen vom ÖSHZ erhalten hat), so kann dies mit rückwirkender Kraft berichtigt werden, indem eine Klage beim Energieversorger eingereicht wird. Falls der Sozialtarif nicht gewährt wird, so muss dem Energieversorger eine vom ÖSHZ ausgestellte Papierbescheinigung übermittelt werden.
4. Informationen
Weitere Informationen über die Automatisierung der Sozialtarife sind zu erfragen bei dem
Kontaktzentrum des FÖD Wirtschaft
Rue du Progrès 50

1210 Brüssel
Grüne Nummer: 0800 123 33

Fax: 0800 120 57

E-Mail: info.eco@economie.fgov.be
Website: http://economie.fgov.be
Die Broschüre “Das Anrecht auf den Sozialtarif” finden Sie auf http://economie.fgov.be und www.Sozialtarif.economie.fgov.be. 
Hochachtungsvoll,

Der Staatssekretär für Soziale Eingliederung,

PH. COURARD
Anlage
[Gemeinde des ÖSHZ], [Datum der Absendung/Ausstellung]
[Name des Energieversorgers oder des Begünstigten]
[Anschrift des Energieversorgers oder des Begünstigten]

[Fortsetzung der Anschrift]
Betrifft den Begünstigten:

Name und Vorname :
[Name und Vorname des Begünstigten]
Tatsächlicher Wohnort:
[Straße, Nummer, Briefkasten des tatsächlichen Wohnorts]

[Postleitzahl und Gemeinde des tatsächlichen Wohnorts]
ENSS: 
[ENSS des Begünstigten]
Bescheinigung für den Energieversorger zur Anwendung der Höchstsozialtarife (eines spezifischen Sozialtarifs) für das Abonnement des Haushaltes, wozu der Begünstigte gehört
- BEZUGSJAHR [Jahr, in dem die Dienstleistung gewährt wird] -

Einleitung
- 
Diese Bescheinigung wird mit der Vereinbarung und/oder auf Ersuchen des Betreffenden ausgestellt, um die administrativen Formalitäten zu erfüllen.

- 
Bestimmte Einkünfte (wie das Eingliederungseinkommen) werden gemäß dem Gesetz für unbestimmte Dauer gewährt. Das ÖSHZ muss regelmäßig prüfen, ob sich die Situation des Kunden nicht geändert hat.
- 
Ist der Kunde des ÖSHZ nicht der Gas- oder Stromabnehmer, aber lebt er/sie mit dem Abnehmer zusammen, so muss vorliegender Bescheinigung auch eine Bescheinigung über die Haushaltszusammensetzung hinzugefügt werden.

- 
Wird zu einem anderen Energieversorger übergewechselt, so muss der Begünstigte so bald wie möglich eine neue Bescheinigung beim ÖSHZ beantragen.
Die Unterzeichneten, [Name des Vorsitzenden], Vorsitzender, und [Name des Sekretärs], Sekretär des öffentlichen Sozialhilfezentrums von [Gemeinde des ÖSHZ], erklären, dass vorerwähnte Person seit dem [Anfang der gewährten Dienstleistung] Anspruch hat auf:

· ein vom ÖSHZ seiner/ihrer Gemeinde gewährtes Eingliederungseinkommen (Gesetz vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung – Art. 4, Absatz 1 Nr. 1 des Programmgesetzes vom 27. April 2007 – Artikel 37, § 19, Absatz 1 Nr. 1 des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung);

· eine finanzielle Unterstützung, die das ÖSHZ einer ins Fremdenregister eingetragenen Person mit einer Aufenthaltserlaubnis für unbegrenzte Dauer gewährt, die wegen seiner/ihrer Nationalität nicht als Berechtigter im System der sozialen Eingliederung betrachtet werden kann (Grundlagengesetz vom 8. Juli 1976 über die öffentlichen Sozialhilfezentren – Gesetz vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern – Art. 4, Absatz 1 Nr. 2 des Programmgesetzes vom 27. April 2007);
· eine vom ÖSHZ gewährte Hilfeleistung, die vollständig oder teilweise vom Föderalstaat übernommen wird aufgrund der Artikel 4 und 5 des Gesetzes vom 2. April 1965 bezüglich der Übernahme der von den öffentlichen Sozialhilfezentren gewährten Hilfeleistungen (Grundlagengesetz vom 8. Juli 1976 über die öffentlichen Sozialhilfezentren – Art. 4, Absatz 1 Nr. 1 des Programmgesetzes vom 27. April 2007 – Artikel 37, § 19, Absatz 1 Nr. 2 des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung);
· eine bis zur Gewährung des garantierten Einkommens für Betagte vom ÖSHZ gewährte Beihilfe (Vorschuss), eine Einkommensgarantie für Betagte oder eine Beihilfe für Personen mit Behinderung, gemäß Artikel 37, § 19, Absatz 1 Nr. 3 und Nr. 4 des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung (Grundlagengesetz vom 8. Juli 1976 über die öffentlichen Sozialhilfezentren – Art. 4, Absatz 1 Nr. 3 des Programmgesetzes vom 27. April 2007).

Der Sekretär*
Der Vorsitzende*

[Unterschrift des Sekretärs]
[Unterschrift des Vorsitzenden]

KUNDENNUMMER BEIM VERSORGER: [auszufüllen falls verfügbar]
�








Haben Sie Fragen oder wünschen Sie weitere Informationen?


Schicken Sie unter folgender Adresse eine E-Mail an den Frontdesk: � HYPERLINK "mailto:question@mi-is.be" \o "mailto:question@mi-is.be" �question@mi-is.be� oder setzen Sie sich telefonisch mit uns in Verbindung, Tel.  02 508 85 85





ÖPD Sozialeingliederung, Armutsbekämpfung, Sozialwirtschaft und Politik der Großstädte


Bld Roi Albert II – 30 – 1000 Brüssel – � HYPERLINK "http://www.mi-is.be" ��http://www.mi-is.be��tel +32 2 508 85 85– fax +32 2 508 85 10– � HYPERLINK "mailto:question@mi-is.be" ��question@mi-is.be��
��
�












[Logo oder Stempel des ÖSHZ]





[Verwaltungsanschrift]





[Kontaktinformationen - fakultativ]











� Programmgesetz vom 27. April 2007 zur automatischen Anwendung der Höchsttarife zur Lieferung von Strom und Erdgas an geschützte Haushaltskunden mit moderaten Einkünften oder in prekärer Lage, B.S. vom 8. Mai 2007; königlicher Erlass vom 28. Juni 2009 zur automatischen Anwendung der Höchsttarife zur Lieferung von Strom und Erdgas an geschützte Haushaltskunden mit moderaten Einkünften oder in prekärer Lage, B.S. vom 1. Juli 2009; königlicher Erlass vom 28. April 2010 zur Festlegung des Datums des In-Kraft-Tretens der Artikel 3 bis 11 des Programmgesetzes vom 27. April 2007, B.S. vom 18. Mai 2010


� Zahlenangaben des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft und der Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit





